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,, N etzwerkste I Ie O m budsch aft i n
der Jugendhilfe" - ein Bündnis
fü r die Betroffenen rechte

Nadine Fröde und Ulrike lJrban-Stahl

Moderne Jugendhilfe zeichnet sich, rechtlich
abgesichert durch clas SGB Vlll, clurcir die Ver-
pflichtung zu Fachlichkeit und zur Einbezie-
hung von Kindern, Jugendlichen und Perso-
nensorgeberechtigten in alle sie betreffenden
Entscheidungen aus. Individuelle Leistungen
sind im SGB VIII vielfach als individuelle
Rechtsansprüche gestaltet, deren Gewährung
in einem Verwalhrngsverfahren und lm Rah-
men der Fliifeplanung erfolgt. Was aber, wenn
Fachkräfte * sei es von öffentlichen oder auch
von freien Trägern - diese Ansprüche nicht er-
füllen? Wenn Entscheidungen stärker an f,rska-
lischen oder institutionellen Interessen ausge-
richtet n'erden als an den fachlichen und recht-
lichen Kriterien? Für die betroffenen jungen
Menschen und ihre Familien ist es schwierig,
so etwas zu erkennen und sicir dagegen zur
Wehr zu setzen. Sie verfügen weder über die
zur Beurteilung der Entscheidungen nofin'endi-
ge fachliche und juristische I(ornpetenz, noch
über die für verfahrensrechtliche oder gar ge-
richtliche Scirritte notwendigen emotionalen
und materiellen Ressourcen und sind claher
darauf anger,r,iesen, dass Fachkräfte sich an
die rechtlichen Vorgaber-r halten.

2002 führten rnassive Einsparungen in der
Berliner Jugendhilfe dazu, dass sich Berichte
über unangemessene Entscheidungen der öf-
fentlichen Träger in Antragsverfahren auf indi-
viduelle Hilfen häuften. Ein Bündnis von freien
Trägern, Fachkräften der Jugendhilfe und an-
deren Privatpersonen gründete daher den Ber-
liner Rechtshilfefonds Jugendhilfe e.V. (BRJ).
Konzeptioneli orientiert sich die Arbeit des BRJ
am skandinavischen Model1 der ..Ornbud-
schaft". Diese stellt eine unparteiische Vorge-
hensweise bei Streitfragen unter besonderer
Berücksichtigung der Interessen der struktu-
rell unterlegenen Partei dar. Ziel des BRJ ist es,
strukturelle Machthierarchien irn Helfer-Klient-
Verhältnis auszugleichen und eine gerechte,
im Sinne von fachlich ansemessene und dern
SCB VI I I  entsprcchende Efn igung zu erz ie lerr .

Die Erfahrungen zeigen, ciass viele Betroffene
erst durch den BRJ eine unabhängige Aufklä-
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rung, die Option der rechtlichen Vertretung
und der gerichtlichen Klage erhalten. Anders
ausgedrückt: Der Rechtsstaat sieht in seinen
Verfahrensvorschriften zwar Schutzmaßnah-
men für die strukturell unterlegenen Bürger
vor (2.8. Anhörungsrechte, Widerspruchsver-
fahren, Klagemöglichkeiten), die betroffenen
Bürger/innen mit Anspruch auf Jugendhilfe
können diese lnstruniente jedoch in der Regel
n icht  ohne Hi l fe  nutzen

In den vergangenen Jahren wurden in mehre-
ren Bundesiändern Initiativen zur Entwicklung
von Ombuds- und Beschwerdestellen in der Ju-
gendhilfe gegründet. Es handelt sich um ein-
zelne Träger der Jugendhilfe und aktive Ein-
zelpersonen, um bürgerschaftliche Vereine,
Verbände und Trägerverbünde, aber auch um
Kooperationen freler Träger mit öffentlichen
Trägern. Keiner der Beteiligen kann auf beste-
hende Strukturen ocler Vorgänger zurückgrei-
fen. Vielmehr handelt es sich um eine Vielzahi
von Pilot- und Modellprojekten, die ausgehend
von den regionaien Gegebenheiten nach Mög-
lichkeiten suchen, Betroffene in der Sicherung
ihrer Jugendhilferechte zu unterstützen. Im
Febmar 2008 trafen sich erstmals alle Initiati-
ven in Berlin: Das bundesweite ..Netzwerk Om-
budschaft in der Jugendhilfe" war geboren.

Um das Netzwerk zu stabilisieren, zu unter-
stützen und auszubauen, entwickelte der BRJ
im August 2008 die ,,Netzwerkstelle Ombud-
schaft in der Jugendhilfe". Dieses Projekt wird
zur-rächst von Aktion Mensch e.V. für drei Jah-
re gefördert. Wir unterstützen Einzelpersonen
und initiativen im gesamten Bundesgebiet, die
im Sinne von Ombudschafl in der Jugendhilfe
tätig sein woilen, und begieiten und fördem die
Vernetzung und Offentlichkeitsarbeit der ini-
tiativen. Die bisherige Arbeit der Netzwerkstei-
le konzentrierte sich auf drei Schwerpunkte:

1. Die Organisation und Unterstützung der
j ährlichen Netzrverktreffen beteiligter Initia-
tiven und Beratung und Vernetzung von In-
teressierten rnit den bestehenden Initiati-
ven. Auf bisher drei Netzwerktreffen fanden
Kontaktaufuau und Erfahrungsaustausch
statt, Diskussionen zu strukturellen Fragen
von Ombuds- und Beschwerdestelien in der
Jugendhilfe sowie zu Beratungskonzepten
und Quaiitätsstandards der Arbeit;

2. Der Aufbau einer Flomepage www.ombud-
schaft-jugendhilfe.de, auf der die Initiativen
und die Netzwerkstelle ihre Arbeit vorstel-

, f. i h
F O R U  M  E  R Z  I  E  H  U N G S H  I L F E N



,l

:

R E C H T S F R A G E N

a-5ii.jniliü.?{:ii1ini9l:;aä1€!ji'[i#:;ln:*!:'.F;1-$j!115"4"e5i54ä+-#ä31ä{#-36Ei*':ä-!**!l$*G;&

Fachinformationen für Iuteressierte be-
stellen und sich in einem internen Be-

austauschen und vernetzen:
3.  Die Durchfühmng von strukturierten Inter-

,s mit den beteiiiq'ten Initiativen zur Er-vte
g und Dokumentation der unter-

sch ichen Hintergründe, Entstehungszu-
hänge, Slrukturen, bisherigen Er-

und Unterstützungsrnöglichkei-
urch die Netzwerkstelle. Die Ergebnis-

Auswertung werden im nächsten
veröffentlicht.

Im n Jahr werden durch die Netzwerk-

. ..Netzwerk: Recht bekommen" - Projekt der
Diakonie und Caritas in Hessen.

Alle Initiativen werden von ehrenamtlichem
Engagement getragen und suchen sozialpäda-
gogische, juristische und psychologische Fach-
kräfte, die bereit sind, sich ehrenamtlich einzu-
bringen, clie Arbeit vor Ort zu untersti itzen und
mitzügestalten. Eine Mitarbeit ist in verschie-
denen Bereichen möglich. Nähere Informatio-
nen tiber die einzelnen Initiativen sou'ie Kon-
taktclaten und ggf. Inlernetadressen sind aul'
der bereits genannten Homepage der Netz-
werkstelle unter www.ombudschaft-jugendhil-
fe.de zu finclen.

Ombucischaft stellt ein relativ neues und bisher
kaum institutionalisiertes Qualitätskriterium in
der Jugendhiife dar. Das ehrenamtliche Enga-
serneni ist für den Aufbau dieses Bereiches
ünd die Sicherstellung der Unabhängigkeit un-
verzichtbar. Diese Arbeit ausschließlich in der
Aufgabe des Ehrenamtes und des bürger-
schäftlichen Engagement zu sehen, wird dem
Bedarfjecloch bei weitem nicht gerecht. Die ak-
tuell tätigen Initiativen finanzieren sich über
Stiftungen in Form von Projektgeidern und/
oder Spenden und Mitgliedsbeiträge [Vereine)
Angesichts der bundesweit deutiich werden-
den Notwendigkeit einer infrastruktureilen Si-
chersteilung vcjn unabhängigen Ombudsstellen
in der Jugendhilfe wird zukünftig darüber
nachzudenken sein, wie die strukturelle finan-
zielle und fachliche Absicherung und Veranke-
rung gewährleistet werden kann.

Die Netzwerkstelle steht für aile Interessierten
zur Verfügung, die sich über Ombudsstellen/
Beschwerdestellen in der Jugendhilfe informie-
ren möchten oder die iiberlegen,

. wle sie selbst eine solche lnitiative aufuauen
können'/

. wie sie ihre Initiative vernetzen können?

. wie sie eine Fachveranstaltutl.g zurn Thema
Ombudschaft in der Jugendhilfe initiieren
können?

. wie sie ln einem konkreten 
-t'-a11, 

bei dem Ju-
gendhilfeleistungerl widerrechtlich vorent-
halten i,verden, vorgehen können?

Nadttte Fröcle, ,,Netzwerkstelle Ombudschaft in der
Jueendhilfe" des BRJ e.V., Te1: 030/61 07 66 46' F-
Mail: froecle@brj-berlin'de

['rof. Dr. Ulrike t]rban-Süahl, Alice-Salomon-Fach-
hoölrschule Berlin, Alice-Salomon-Platz 5, 1'2627
Berlin, E-Mail: urban@asfh-bellin.de
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Geplant ist außerdem eine Fachtagung
Schnittstellen des SGB VIII und des SGB

Auswirkuugen auf die Betroffenen und
ngsarbeit von Ombudsstellen.

Allen nitiativen im Netzwerk ist es eln wichti-

pt- und elrrenamtliche Mitarbeiter/innen
jligten Initiativen zur Fallberatung durch-

iegen, das Thema Ombudschaft in der
;hkeit präsenter zu machen, auf die

ndigkeit solcher Beratungsstellen hinzu-
r und damit in einem breiten Bündnis für

ndestagswaN 2009 wurde beispieiswei-
gemeinsames Schreiben an die im Bun-
vertretenen Parteien verschickt mit der
anhancl von ausgewählten fachpoliti-
Fragen eine Stellungnahme zur Stär-

ilfe zu engagieren. Für Anfang 2010 ist
'effen einzelner Initiativen des Bundes-
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enrechte einzutreten. Anlässlich

se e1
des
Bitte,
sche
kung Betroffenenrechte in der Jugendhilfe
zlJ n (,,Wahlprüfsteine"). Die eingegange-

tworten wurden auf del Inlernel.seite
veröffentlicht (www.brj-berlin.de). Ei-

arteien haben Bereitschaft signalisiert,
r das Thema Ombudschaft in der Ju-

nen
des
nige
sich
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ne rkes mit dieserr Parteien geplant.

itas in Baden-Wür"ttemberg
NRW - Landesarbeitsgemeinschaft

Freien WohlfahrtsPflege NRW
iativgruppe,,Unabhängiges Bremer IJe-
werde- und Beratungsbüro" - Bremen

e.V. - Beschwerde- urrd Vermittlungs-
e in Flalle (Saale)

tätig
a

o elis - Deutscher Kinderschutzbund, Lan-
e.V. - Berlin

sind insgesamt sieben Initiativen im
rebiet als Ombuds- und Beschwerde-

iür iunge Menschen und ihre Familierr
nd dem Netzwerk angeschlossen:

band Bayern e.V.
ve Habakuk - Beratungsnetzwerk der

Bun
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